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Schleswig-Holsteins Ministerpräsident
fordert gesetzliche Maßnahmen nach

Gewalt
Die Zustimmung von CDU, SPD und FDP zu den

Asylmaßnahmen der Bundesregierung sorgt für politische
Debatten in Schleswig-Holstein. Spätere Schritte gefordert.

In den letzten Wochen hat sich in der Politik Schleswig-Holsteins
eine lebhafte Diskussion über das Thema Sicherheit und
Asylrechte entsponnen. Dies geschah im Anschluss an tragische
Ereignisse, die die gesamte Bundesrepublik erschütterten.
Besonders hervorzuheben ist die Messerattacke in Solingen, die
eine Welle von Besorgnis und Forderungen nach strengeren
Maßnahmen zur Folge hatte. Schleswig-Holsteins
Ministerpräsident Daniel Günther positionierte sich klar und
lobte die Bundesregierung für die ergriffenen Schritte als
Reaktion auf diese Vorfälle.

Günther äußerte, dass es wichtig sei, in Bezug auf Messer und
Waffenverbotszonen zügig zu handeln. Das Problem der
Messerdelikte, das auch in Schleswig-Holstein zu beobachten
sei, wurde als ein wachsendes Anliegen benannt. „Gerade das
Thema Messer und Waffenverbotszonen ist eines, das wir aus
schleswig-holsteinischer Perspektive schon lange gefordert
haben“, sagte er. Die geforderten Maßnahmen beinhalten auch
Strafverschärfungen sowie die Beschleunigung von
Abschiebungsverfahren für straffällige Asylbewerber. Diese
drängenden Themen stehen nun im Zentrum der politischen
Diskussion.

Rückführungen und Grenzkontrollen



Ein zentraler Punkt in Günthers Forderungen ist die
Notwendigkeit, rechtliche Veränderungen in Bezug auf
Rückführungen an den Binnengrenzen vorzunehmen. „Solange
wir keine Verfahren an den europäischen Außengrenzen haben,
ist es richtig, an den Binnengrenzen zu kontrollieren“, so
Günther. Dies würde bedeuten, dass Menschen aus Ländern, die
als sicher eingestuft sind, zurückgewiesen werden können.
Diese Maßnahmen zielen darauf ab, den Druck auf die
Sozialsysteme zu verringern und das Vertrauen der Bevölkerung
in den Rechtsstaat zu stärken.

Die Oppositionsführerin der SPD, Serpil Midyatli, zeigte sich
ebenfalls einverstanden mit den geplanten Maßnahmen der
Bundesregierung, betonte jedoch die Notwendigkeit, dass
Strafen für begangene Straftaten in Deutschland abgesessen
werden müssen, bevor Abschiebungen erfolgen können. „Wer in
Deutschland straffällig wird, sollte die Konsequenzen tragen und
nicht einfach abgeschoben werden“, argumentierte sie.

Abschiebungen in den Fokus

Christopher Vogt von der FDP wies auf die Notwendigkeit hin,
Abschiebungen auch für bestimmte Gruppen, darunter
Menschen aus Afghanistan und Syrien, zuzulassen. „Wir müssen
realistisch sein: Es kann nicht sein, dass straffällige Personen
hierzulande weiterhin Schutz und Leistungen erhalten“, sagte
er. Die gegenwärtige Asyl- und Migrationspolitik in Schleswig-
Holstein wurde von ihm als unzureichend kritisiert und die
Grünen wurden für ihre Blockadehaltung verantwortlich
gemacht.

Die Maßnahmen, die nun von der Bundesregierung beschlossen
wurden, umfassen eine Verschärfung des Waffenrechts sowie
die Streichung von Leistungen für bestimmte Asylbewerber.
Diese neuen Regelungen sollen dazu beitragen, die
Sicherheitslage in Deutschland zu verbessern und Missbrauch
der Asylsysteme zu vermeiden. In einem Umfeld, in dem
zwischenmenschliche Sicherheit und staatliche Rechtsordnung



immer mehr in den Vordergrund rücken, werden solche
politischen Entscheidungen mit Spannung und einer gewissen
Besorgnis beobachtet.
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